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Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Atomgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Atomgesetz vom 23. Dezember 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 814) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 ge- 
strichen. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte 

„und ein weisungsbefugter Transportbeglei- 
ter die für die Beförderung von Kernbrenn- 
stoffen erforderliche Fachkunde besitzt" 
gestrichen. 

c) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(3) Die Genehmigung ist für den einzelnen 
Beförderungsvorgang zu erteilen; sie kann 
jedoch einem Beförderer allgemein auf läng- 
stens drei Jahre erteilt werden, soweit die in 
§ 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Zwecke nicht 
entgegenstehen. 

(4) Eine Ausfertigung oder eine öffentlich 
beglaubigte Abschrift der Genehmigungs- 
urkunde ist bei der Beförderung mitzuführen 
und der für die Kontrolle zuständigen Stelle 
und den von ihr Beauftragten auf Verlangen 
vorzuzeigen. Dies gilt nicht für die Beförde- 
rung mit der Eisenbahn durch einen Eisen- 
bahnunternehmer. " 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

2. § 7 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird hinter den Worten „Wer 
eine" das Wort „ortsfeste" eingefügt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Für ortsveränderliche Anlagen gelten 
die Absätze 1 bis 3 entsprechend. Jedoch kann 
die in Absatz 3 Satz 3 genannte Rechtsver- 
ordnung vorsehen, daß von einer Bekannt- 


machung des Vorhabens und einer Auslegung 
der Unterlagen abgesehen werden kann und 
daß insoweit eine Erörterung von Einwen- 
dungen unterbleibt." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

3. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

„Durch Rechtsverordnung können Ausnahmen 
von den Vorschriften der §§ 3 bis 7 und 9 zuge- 
lassen werden, soweit wegen der Menge oder 
Beschaffenheit der Kernbrennstoffe oder wegen 
bestimmter Schutzmaßnahmen oder Schutzein- 
richtungen nicht mit Schäden infolge einer sich 
selbst tragenden Kettenreaktion oder infolge der 
Wirkung ionisierender Strahlen zu rechnen ist 
und soweit die in § 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten 
Zwecke nicht entgegenstehen." 

4. § 24 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Beaufsichtigung der Beförderung von Kern- 
brennstoffen und von sonstigen radioaktiven 
Stoffen mit der Deutschen Bundesbahn im Schie- 
nen- und Schiffsverkehr obliegt jedoch den vom 
Bundesminister für Verkehr bestimmten Stellen 
der Deutschen Bundesbahn." 

5. § 46 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig bei der Beförderung den nach § 4 
erforderlichen oder den auf Grund einer Rechts- 
verordnung nach § 11 oder § 12 vorgeschriebenen 
Nachweis über die Genehmigung nicht mitführt." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Durch diese Novelle soll das Atomgesetz in einigen 
Punkten der fortgeschrittenen technischen Entwick- 
lung und den Erfordernissen der Praxis angepaßt 
werden. Die vorgeschlagenen Änderungen und Er- 
gänzungen sind überwiegend rechtstechnischer Na- 
tur. Wegen der Dringlichkeit dieser Novelle sind 
weitere Änderungen des Gesetzes, die insbesondere 
im Zusammenhang mit der Haftung für Strahlen- 
schäden aus ungeklärter Ursache mit der Deckung 
bestimmter Transportrisiken und mit der zu erwar- 
tenden Ratifikation internationaler Haftungskon- 
ventionen zu prüfen sind, dem Entwurf einer wei- 
teren Novelle Vorbehalten. Vordringlich ist insbe- 
sondere die in Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b vor- 
gesehene Sonderregelung für ortsveränderliche 
Anlagen, da bereits im Frühjahr 1963 mit dem Be- 
such eines ausländischen Reaktorschiffs in deutschen 
Häfen zu rechnen ist. 

* 

Mehrkosten sind durch die vorgesehene Neurege- 
lung nicht zu erwarten. 

B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 

Zu Nr. 1 Buchstaben a, c und d 

Nach § 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Gesetzes kann die 
Genehmigung zur Beförderung von Kernbrennstof- 
fen nur für den Einzelfall erteilt werden; die Geneh- 
migungsurkunde ist bei der Beförderung mitzufüh- 
ren und der für die Kontrolle zuständigen Stelle 
und den von ihr Beauftragten auf Verlangen vor- 
zuzeigen. Die Möglichkeit, eine allgemeine Geneh- 
migung zu erteilen, sieht das Gesetz nur für die 
Beförderung mit der Eisenbahn vor (§ 4 Abs. 3). 

Diese Regelung wird den Erfordernissen der Praxis 
insofern nicht mehr voll gerecht, als häufig Beför- 
derern, die die Voraussetzungen des § 4 Abs. 2 er- 
füllen, jeweils eine Vielzahl von im wesentlichen 
gleichartigen Einzelgenehmigungen erteilt werden 
muß, obwohl den Schutzzwecken des Gesetzes we- 
gen der voraussehbaren Gleichartigkeit der Fälle 
auch durch eine allgemeine Genehmigung Rechnung 
getragen würde. Das Erfordernis der Einzelgeneh- 
migung bringt hier einen entbehrlichen Verwal- 
tungsaufwand mit sich. Die Neufassung des Absat- 
zes 3 dehnt daher die bisher nur für die Eisenbahn 
gegebene Möglichkeit einer allgemeinen Genehmi- 
gung auf alle Beförderungsarten aus, soweit dem 
nicht die Schutzzwecke des Gesetzes entgegen- 
stehen. Die Formulierung des neugefaßten Absat- 
zes 3 macht den zweiten Satz des Absatzes 1 ent- 
behrlich. 

Mit der Einführung der Möglichkeit, für jede Art 
der Beförderung eine allgemeine Genehmigung zu 


erteilen, muß auch die Vorschrift über das Mitfüh- 
ren und Vorzeigen der Genehmigungsurkunde da- 
hin geändert werden, daß statt der Originalurkunde 
eine Ausfertigung oder eine öffentlich beglaubigte 
Abschrift der Genehmigungsurkunde mitzuführen 
und vorzuzeigen ist. Dies wird durch einen neuen 
Absatz 4 bestimmt, der den bisherigen Satz 3 des 
Absatzes 1 ersetzt. Die im bisherigen Absatz 3 
Satz 2 enthaltene Sonderregelung für die Beförde- 
rung mit der Eisenbahn wird insoweit im neugefaß- 
ten Absatz 4 Satz 2 übernommen. 

Der bisherige Absatz 4 wird unverändert Absatz 5. 
Zu Nr. 1 Buchstabe b 

§ 4 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes sieht eine Genehmi- 
gung zur Beförderung von Kernbrennstoffen nur 
dann vor, wenn ein weisungsbefugter Transport- 
begleiter vorhanden ist, der die für die Beförderung 
von Kernbrennstoffen erforderliche Fachkunde be- 
sitzt. Die Erfahrungen der Praxis haben gezeigt, daß 
ein solcher Transportbegleiter nur in bestimmten 
Fällen erforderlich ist, in denen etwa wegen der 
Menge oder Beschaffenheit der Kernbrennstoffe — 
insbesondere bei Berücksichtigung eines möglichen 
Unfalls oder des Abhandenkommens der Kernbrenn- 
stoffe — mit der Gefahr einer sich selbst tragenden 
Kettenreaktion oder mit einer erheblichen Strahlen- 
gefahr gerechnet werden muß. In der Mehrzahl der 
Beförderungsfälle erweist sich diese Genehmigungs- 
voraussetzung jedoch als entbehrlich. Da für die ge- 
nannten besonderen Fälle die Begleitung eines 
Transports durch eine weisungsbefugte und fach- 
kundige Person auch durch Auflage nach § 17 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes angeordnet werden kann, sieht 
der Entwurf die Streichung der entsprechenden Ge- 
nehmigungsvoraussetzung in § 4 Abs. 2 Nr. 1 vor. 

Zu Nr. 2 

§ 7 des Gesetzes enthält eine Genehmigungsvor- 
schrift für Anlagen zur Erzeugung oder zur Spal- 
tung von Kernbrennstoffen oder zur Aufbereitung 
bestrahlter Kernbrennstoffe. Die Vorschrift ist in 
erster Linie auf ortsfeste Anlagen, insbesondere auf 
ortsfeste Reaktoren zugeschnitten; sie gilt jedoch 
auch für ortsveränderliche Anlagen, wie sie inzwi- 
schen als Schiffsantrieb entwickelt worden sind. In- 
soweit ist nunmehr folgende Anpassung an die be- 
sonderen Gegebenheiten ortsveränderlicher Anlagen 
erforderlich: 

Nach § 7 Abs. 3 Satz 3 des Gesetzes wird das Ge- 
nehmigungsverfahren nach den Grundsätzen der 
§§ 17 bis 19 und 49 der Gewerbeordnung durch 
Rechtsverordnung geregelt. Die hiernach erlassene 
Atomanlagen-Verordnung vom 20. Mai 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 310) sieht demnach u. a. vor, daß 
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das Vorhaben im amtlichen Veröffentlichungsblatt 
der Genehmigungsbehörde und in einer im Bereich 
des Standorts der Anlage verbreiteten Tageszeitung 
bekanntzumachen ist, wobei die Bekanntmachung 
u. a. folgendes enthalten muß: den Hinweis, daß 
und wo die Genehmigungsunterlagen zur Einsicht 
ausgelegt sind, die Aufforderung, etwaige Einwen- 
dungen binnen eines Monats vorzubringen und die 
Bestimmung eines Erörterungstermins. Dieses den 
Grundsätzen der §§ 17 bis 19 der Gewerbeordnung 
entsprechende Bekanntmachungs- und Auslegungs- 
verfahren eignet sich für ortsveränderliche Anlagen 
nur insoweit, als diese längere Zeit an einem be- 
stimmten Ort bleiben, so daß sich für die Umgebung 
ähnliche dauernde Gefahrenlagen ergeben können 
wie bei ortsfesten Anlagen. Dient eine ortsverän- 
derliche Anlage jedoch z. B. dem Antrieb eines 
Schiffes, das deutsche Küstengewässer befährt oder 
kurzfristig deutsche Häfen besucht, so fehlt weit- 
gehend der für ein sinnvolles Bekanntmachungs- 
und Auslegungsverfahren notwendige örtliche 
Dauerbezug zum Kreis derer, die auf eine Bekannt- 
machung und Auslegung der Unterlagen hin be- 
gründete Einwendungen erheben könnten. Hinzu 
kommt, daß ein Bekanntmachungs- und Auslegungs- 
verfahren besonders beim Besuch ausländischer 
Reaktorschiffe zu beträchtlichen Erschwerungen und 
Verzögerungen bei der Erteilung der erforderlichen 
Betriebsgenehmigung führen kann. So läßt sich 
unter Umstanden die Auffassung vertreten, die An- 
tragsunterlagen müßten vollständig in deutscher 
Sprache vorliegen, wenn sie den Erfordernissen des 
vorgeschriebenen Auslegungsverfahrens entspre- 
chen sollen. Dies würde jeweils die Übersetzung 
des zumeist sehr umfangreichen Sicherheitsberichts 
erforderlich machen. Der damit verbundene Auf- 
wand erscheint besonders beim Besuch von Reak- 
torschiffen, die schon im Ausland einer strengen 
Sicherheitsprüfung unterzogen worden sind, nicht 
gerechtfertigt. 

Es ist deshalb erforderlich, den Genehmigungsbe- 
hörden die Möglichkeit zu eröffnen, bei der Geneh- 
migung ortsveränderlicher Atomanlagen von der 
Bekanntmachung des Vorhabens und der Auslegung 
der Antragsunterlagen abzusehen. Dies geschieht 
systematisch richtig durch Änderung der Atomanla- 
gen-Verordnung. Die derzeitige Ermächtigung des 
§ 7 Abs. 3 Satz 3 des Gesetzes läßt jedoch Zweifel 
offen, ob in der Rechtsverordnung insoweit von den 
Grundsätzen der §§ 17 bis 19 der Gewerbeordnung 
abgewichen werden darf. Der Entwurf sieht deshalb 
unter Nummer 2 b Satz 2 eine entsprechende eindeu- 
tige Ermächtigung vor. Sie wird als neuer Absatz 4 
eingefügt; der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 
Gleichzeitig wird bestimmt, daß die Absätze 1 bis 3 
für ortsfeste Anlagen gelten (Nummer 1 Buchstabe a 
des Entwurfs) und daß diese Vorschriften auf orts- 
veränderliche Anlagen im übrigen entsprechend an- 
zuwenden sind (Nummer 2 Buchstabe b Satz 1 des 
Entwurfs). 

Zu Nr. 3 

Nach § 10 des Gesetzes können zur Erleichterung der 
wissenschaftlichen Forschung und der Lehre Aus- 


nahmen vom Erfordernis der Genehmigung nach den 
§§ 3 bis 7 und 9 zugelassen werden, soweit es sich 
um geringe Mengen von Kernbrennstoffen oder um 
Anlagen handelt, durch welche die in § 1 Nr. 2 
und 3 bezeichneten Zwecke des Gesetzes nicht ge- 
fährdet werden können. Es muß sich demnach um 
so geringe Mengen von Kernbrennstoffen handeln, 
daß weder mit Schäden infolge einer sich selbst tra- 
genden Kettenreaktion noch mit Schäden infolge der 
Wirkung ionisierender Strahlen zu rechnen ist. Die 
Ermächtigung läßt es zweifelhaft erscheinen, ob Aus- 
nahmen auch dann zugelassen werden können, wenn 
die Ungefährlichkeit nicht oder nicht nur auf die ge- 
ringe Menge, sondern auf die Beschaffenheit der 
Kernbrennstoffe oder auf bestimmte Schutzmaßnah- 
men oder Schutzeinrichtungen zurückzuführen ist. 
Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß die 
genannten Schutzzwecke des Gesetzes nicht beein- 
trächtigt würden, wenn Ausnahmen vom Erforder- 
nis der Genehmigung überall da zugelassen würden, 
wo die genannten Kriterien, auf die die Ungefähr- 
lichkeit zurückzuführen ist, normativ umschrieben 
werden können oder wo eine die Ungefährlichkeit ge- 
währleistende Schutzmaßnahme etwa darin gesehen 
werden kann, daß auf Grund anderer Rechtsvorschrif- 
ten eine Genehmigung erforderlich ist. So könnten 
z. B. bestimmte Mengen von Kernbrennstoffen, die aus 
quantitativen Gründen nicht kritisch werden können, 
dann zur genehmigungsfreien Beförderung mit der 
Eisenbahn zugelassen werden, wenn die besonderen 
Verpackungs- und Verladevorschriften der neuge- 
faßten Anlage I des Internationalen Übereinkommens 
über den Eisenbahnfrachtverkehr (vgl. Verordnung 
vom 15. Mai 1962 — , Bundesgesetzbl. II S. 205) be- 
achtet werden. Dieselben Mengen könnten auch ohne 
die im Atomgesetz vorgesehene Genehmigung zur 
Beförderung mit Luftfahrzeugen zugelassen werden, 
sofern die in § 27 des Luftverkehrsgesetzes vorge- 
schriebene Erlaubnis erteilt ist. 

Der Entwurf enthält eine entsprechend erweiterte 
Ermächtigung. Er sieht insbesondere auch nicht mehr 
vor, daß Ausnahmen nur zur Erleichterung der wis- 
senschaftlichen Forschung und der Lehre zugelassen 
werden können. Diese Einschränkung erscheint nach 
den bisherigen Erfahrungen besonders im Falle der 
gefahrlosen Beförderung von Kernbrennstoffen nicht 
erforderlich. Die neugefaßte Ermächtigung bezieht 
sich auch nicht mehr nur auf Ausnahmen von Ge- 
nehmigungserfordernissen, sondern allgemein auf 
Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 3 bis 7 
und 9. Damit ist dem Verordnungsgeber z. B. auch 
die Möglichkeit gegeben, Ausnahmen von dem Be- 
sitzverbot und von der Ablieferungspflicht des § 5 
Abs. 2 und 3 zu begründen, wo Ausnahmen vom Er- 
fordernis der Genehmigung zugelassen werden. 
Durch den Hinweis auf die in § 1 Nr. 3 und 4 be- 
zeichneten Zwecke ist jedoch sichergestellt, daß Aus- 
nahmen nur insoweit zugelassen werden können, als 
eine Gefährdung der inneren oder äußeren Sicher- 
heit der Bundesrepublik nicht zu befürchten ist und 
als auch keine Bedenken hinsichtlich der Erfüllung 
internationaler Verpflichtungen der Bundesrepublik 
auf dem Gebiet der Kernenergie und des Strahlen- 
schutzes bestehen. 
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Zu Nr. 4 

Die Beaufsichtigung der Beförderung von Kern- 
brennstoffen und sonstigen radioaktiven Stoffen ist 
nach § 24 Abs. 1 Satz 1 grundsätzlich Aufgabe der 
Länder. Eine Ausnahme enthält § 24 Abs. 1 Satz 2 
nur hinsichtlich der Beaufsichtigung der Beförderung 
von Kernbrennstoffen. Hier obliegt die Beaufsichti- 
gung den allgemein für die Überwachung der Beför- 
derung gefährlicher Güter zuständigen Behörden 
auch soweit diese nicht Landesbehörden sind. 

Diese für Kernbrennstoffe getroffene Ausnahme- 
regelung bereitet in zweifacher Hinsicht erhebliche 
Schwierigkeiten. Zunächst ist der Begriff „allgemein 
zur Überwachung der Beförderung gefährlicher Gü- 
ter zuständige Behörde'' nicht so eindeutig, daß aus 
ihm in jedem Falle klare Zuständigkeiten abgeleitet 
werden könnten. Zum anderen hat es sich als wenig 
praktikabel erwiesen, daß für die Beaufsichtigung 
der Beförderung von Kernbrennstoffen andere Be- 
hörden zuständig sein können als für die Beaufsich- 
tigung der Beförderung von sonstigen radioaktiven 
Stoffen. Dies zeigt sich besonders in Fällen, in denen 
dieselbe Sendung sowohl Kernbrennstoffe als auch 


sonstige radioaktive Stoffe enthält. Der Entwurf 
sieht deshalb eine Änderung des § 24 Abs. 1 dahin 
gehend vor, daß für die Beaufsichtigung der Beför- 
derung sowohl von Kernbrennstoffen wie von son- 
stigen radioaktiven Stoffen die Länder zuständig 
sind, soweit nicht mit der Deutschen Bundesbahn im 
Schienen- und Schiffsverkehr befördert wird. Für die 
Beförderung mit der Deutschen Bundesbahn sieht 
der Entwurf insoweit ebenfalls einheitlich für Kern- 
brennstoffe und sonstige radioaktive Stoffe die Auf- 
sichtszuständigkeit der vom Bundesminister für Ver- 
kehr bestimmten Stellen der Deutschen Bundesbahn 
vor. 

Zu Nr. 5 

Der Entwurf paßt die Bußgeldvorschrift der in Nr. 1 
Buchstabe c vorgesehenen Neufassung des § 4 Abs. 4 
an. 

Zu den Artikeln 2 und 3 

Die Artikel enthalten die dem § 58 des Gesetzes ent- 
sprechende Berlin-Klausel und die Vorschrift über 
das Inkrafttreten. 
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